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Einleitung:  
Transnationale Soziale Dialoge und Antidiskriminierung 

Im Zuge von Globalisierung und Europäisierung büßen Nationalstaaten an 
Regulierungsmacht auf dem Gebiet des Arbeitsrechts ein. Insbesondere die 
ökonomische Globalisierung entzieht dem annähernden Macht- und Interes-
senausgleich zwischen Kapital und Arbeit, der im Rahmen des demokrati-
schen Rechts- und Interventionsstaates (kurz: DRIS) der Nachkriegsära ge-
währleistet war,1 den Boden. Gleichzeitig werden arbeitsrechtliche Rege-
lungsaufgaben, die vormals dem nationalen DRIS und seinen Kollektivak-
teuren zukamen, häufig durch neue transnationale Akteurskonstellationen 
wahrgenommen.2 So gewinnen im europäischen Raum in jüngerer Zeit viel-
fältige Formen grenzüberschreitender privater und hybrider (staatlich-
privater) kollektiver Selbstregulierung von Arbeitsbeziehungen – als „Sozia-
le Dialoge“ (SDe) bezeichnet – an Bedeutung.3  

Fünf Typen transnationaler SDe, die im Mittelpunkt dieser Arbeit ste-
hen, operieren unter unterschiedlichen, zum Teil ungesicherten rechtlichen 
Bedingungen: 1. EBR-Gründungsvereinbarungen; 2. Sektorübergreifende 
und sektorale SDe nach Art. 154/155 AEUV; 3. Substantielle Vereinba-
rungen EBRe; 4. Koproduktionen europäischer betriebsrätlicher und ge-
werkschaftlicher Akteure (sog. Mischformen); 5.Transnational Company 
Agreements (TCAs), die auf Arbeitnehmerseite von Gewerkschaften ab-
geschlossen werden. 

____________________ 

1 Zur historischen Konstellation des nationalen DRIS siehe näher Leibfried/Zürn, 
Von der nationalen zur post-nationalen Konstellation, in: dies. (Hrsg.), Transfor-
mationen des Staates, 2006, S. 23 ff. 

2  Dazu Mückenberger/Nebe, Formwandel von Staatlichkeit durch transnationalen Sozi-
alen Dialog- Ein Forschungsvorhaben, ZIAS 2013, 82 ff. 

3 Vgl. Nebe/Mückenberger, Formwandel von Staatlichkeit durch transnationalen 
Sozialen Dialog, Sfb 597 Staatlichkeit im Wandel, Neuantrag Teilprojekt A 7, 
S. 3, im Internet abrufbar unter: <http://www.sfb597.uni-bremen.de/pages/forPro 
jektBeschreibung.php?SPRACHE=de&ID=32> (zuletzt abgerufen am 22.7.2018). 
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Die vorliegende Arbeit nimmt transnationale Normsetzung und -durch-
setzung in einem Feld in den Blick, das zu den Kernaufgaben moderner So-
zialstaatlichkeit zählt: der Antidiskriminierung im Erwerbsleben.4 

Normbildungs-, Implementations- und Diffusionsprozesse transnationaler 
SDe im Bereich der Nichtdiskriminierung5 werden rechtsempirisch, rechts-
dogmatisch und rechtspolitisch analysiert. Die Arbeit knüpft hierbei an das 
Forschungsprojekt „Formwandel von Staatlichkeit durch transnationalen 
Sozialen Dialog“ des Bremer Sonderforschungsbereichs 597 „Staatlichkeit 
im Wandel“ an.6 

Beleuchtet werden die rechtlichen Folgen der vermehrten Wahrneh-
mung von gemeinwohlorientierter Regelungsfunktion des Sozialstaats 
durch unterschiedlich ausgestaltete SDe. Unter rechtlichen Folgen werden 
im Rahmen dieser Arbeit 1. die rechtsverbindlichen Vereinbarungen der 
fünf Dialogformen im Feld der Antidiskriminierung (Outcomes) verstan-
den und 2. Rezeptionen dieser Normen durch andere Regelsetzer und Re-
gelungs- und Entscheidungsebenen (Reaktionen). 

Der durch die Einbeziehung transnationaler SDe in soziale Normset-
zung und -durchsetzung zu verzeichnende Formwandel von Staatlichkeit 
wird auf den mit ihm verbundenen Leistungs- und Wirksamkeitswandel 
hin untersucht. Gefragt wird danach, ob und unter welchen rechtlich-
institutionellen Voraussetzungen die Normgebung der fünf Dialogformen 
Leistungen erbringt, die sozialstaatlichen Aufgaben und Anforderungen 
entsprechen. Als Maßstab für die Qualität und Effektivität transnationaler 
Selbstregulierung dienen die verfassungsrechtlichen DRIS-Ziele der EU-

____________________ 

4 Zur Nichtdiskriminierung als Kernaufgabe sozialstaatlicher Regulierung siehe 
z.B. Sacksofsky, Das Grundrecht auf Gleichstellung, 1991, S. 161 ff.; Zinsmeis-
ter, Mehrdimensionale Diskriminierung, 2007, S. 102 ff. 

5 Für das interessierende Feld der Antidiskriminierung im Erwerbsleben werden in 
dieser Arbeit aus Gründen der Lesbarkeit Kurzformen wie „Antidiskriminie-
rung“, „Nichtdiskriminierung“, „Diskriminierungsschutz“ o.ä. verwendet. 

6 Das Teilprojekt A 7 „Formwandel von Staatlichkeit durch transnationalen Sozia-
len Dialog“ des Sfb 597, an dem die Verfasserin als wissenschaftliche Mitarbei-
terin mitwirkte, wurde im Zeitraum 2012-2015 durchgeführt. Weiterführende In-
formationen zum Projekt mit seinen Prämissen und Fragestellungen finden sich 
bei Mückenberger/Nebe, Formwandel von Staatlichkeit durch transnationalen 
Sozialen Dialog – Ein Forschungsvorhaben, ZIAS 2013, 82-104. 
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Mitgliedstaaten zur arbeitsbezogenen Antidiskriminierung, die sich im 
Unionsrecht niedergeschlagen haben.7 

Für die vorliegende Untersuchung zentral ist die Frage, ob die teilweise 
„staatsfernen“ transnationalen Akteurskonstellationen für sich alleine 
schon gemeinwohlverträgliche Ergebnisse erzielen, oder ob sie hierfür ei-
ner stärkeren Verknüpfung mit supranationalem EU-Recht und staatli-
chem Recht bedürfen. Angesprochen ist damit die zukünftige Rolle des 
DRIS unter dem Eindruck der Transnationalisierung. So interessiert hier: 
Ist der Sozialstaat in der „postnationalen Konstellation“8 gehalten, Korrek-
turen und Wirksamkeitsverstärkungen der gleichstellungsbezogenen 
Normgebung durch SDe einzuleiten? Sind künftig dem nationalen DRIS 
entsprechende rechtliche und gerichtliche Interventionsformen für kollek-
tive Selbstregulierung zur Nichtdiskriminierung im transnationalen Raum 
bereitzustellen? 

Weiterhin ist von Interesse, ob die neuartige arbeitsrechtliche Normbil-
dungsordnung jenseits des Nationalstaats konsistent ist und längerfristig 
stabil bleibt.9 Die zu beobachtende Pluralität und Vielfalt an staatlichen, 
privaten und hybriden Regelsetzern im grenzüberschreitenden Raum for-
dert die widerspruchsfreie „Einheit“ der Rechtsordnung,10 die im nationa-
len Rahmen gegeben war, heraus. Neue rechtliche Konfliktlagen und Ab-
stimmungsbedarfe zwischen privater und staatlicher Regulierung werden 
heraufbeschworen.11 Es stellt sich die Frage, ob für transnationale Norm-
gebung durch SDe im Bereich der Antidiskriminierung Kollisions- und 
Vereinbarkeitsregeln notwendig sind, wie sie bereits für das europäische 
Mehrebenensystem eingefordert werden.12  

____________________ 

7 Siehe grundlegend zur Verankerung eines Normbestands an sozialstaatlichen 
DRIS-Zielen auf arbeitsrechtlichem Gebiet im europäischen Recht Mückenber-
ger, Eine europäische Sozialverfassung?, EuR 2014, 369-399. 

8 Habermas, Die postnationale Konstellation, 1998, S. 91-169. 
9  Siehe dazu auch Mückenberger, Ein globales Hybridarbeitsrecht, in: Calliess 

(Hrsg.), Transnationales Recht, 2014, S. 473; Teubner, Codes of Conduct multi-
nationaler Unternehmen: Unternehmensverfassung jenseits von Corporate 
Governance und gesetzlicher Mitbestimmung, in: Höland/Hohmann-Dennhardt/ 
Schmidt/Seifert (Hrsg.), Arbeitnehmermitwirkung in einer sich globalisierenden 
Arbeitswelt. Liber Amicorum Manfred Weiss, 2005, S. 114 f.  

10  Kelsen, Reine Rechtslehre, 2008, S. 93 f.  
11  Zu „Regimekollisionen“ in der fragmentierten globalen Rechtsentwicklung Fi-

scher-Lescano/Teubner, Regime-Kollisionen, 2006.  
12  Zum Ansatz eines europäischen Kollisionsrechts Joerges/Rödl, Zum Funktions-

wandel des Kollisionsrechts II. Die kollisionsrechtliche Form einer legitimen 
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Folgenden fünf leitenden Fragestellungen wird im Rahmen dieser Ar-
beit nachgegangen:  

1. Welche Formen und Verfahren transnationaler SDe haben sich her-
ausgebildet? 

2. Welche Regelungsaufgaben im Feld der Nichtdiskriminierung im Er-
werbsleben werden durch transnationale SDe wahrgenommen und wie 
geschieht dabei die Diffusion der Normen?  

3. Entspricht das neuartige transnationale Regulierungsgeschehen zur 
Antidiskriminierung bei rechtsdogmatischer und rechtspolitischer Be-
urteilung sozialstaatlichen Werten? 

4. Inwieweit werden die neuartigen Normbildungsprozesse mit den for-
malen Rechtsstrukturen von Staaten und internationalen bzw. suprana-
tionalen Organisationen in einer Weise verknüpft, die erwarten lässt, 
dass sich ihre rechtliche Geltung und Durchsetzbarkeit und damit ihre 
Wirksamkeit verstärken?  

5. Lässt das analysierte transnationale Normbildungsgeschehen Konsis-
tenz und Stabilität erwarten? 

Überblick über den Gang der Arbeit 

Der Gang der Arbeit gestaltet sich wie folgt: Teil A steckt den allgemei-
nen Rahmen der Untersuchung von transnationaler kollektiver Selbstregu-
lierung zur Antidiskriminierung ab. Die Hintergründe der gegenwärtigen 
Transnationalisierungsentwicklung auf arbeitsrechtlichem Gebiet werden 
skizziert. Regulierungstheoretische Annahmen über gleichstellungsbezo-
gene Normgebung durch SDe werden umrissen (1. Kapitel). Das 2. Kapi-
tel zeigt den Bedarf für eine effektive transnationale Regelsetzung ange-
sichts der aktuellen Ungleichheiten am Arbeitsmarkt in den EU-Mit-
gliedstaaten auf. In weiteren Kapiteln werden die sozialstaatlichen DRIS-
Ziele zum Diskriminierungsschutz ermittelt. Zudem werden die rechtli-
chen Rahmenbedingungen für die fünf SD-Formen näher betrachtet und 
deren differente Anbindung an staatliche Rechts- und Durchsetzungsstruk-
turen analysiert (3. Kapitel und 4. Kapitel). 

Teil B stellt die Ergebnisse der empirischen Studie über die von SDen 
erzielten Outcomes und Reaktionen vor. Auf Basis der leitenden For-
schungsfragen werden Hypothesen formuliert (1. Kapitel). Zur Erfor-
schung des transnationalen Regulierungsgeschehens zur Nichtdiskriminie-
____________________ 

Verfassung der post-nationalen Konstellation, in: Calliess/ Fischer-Lescano u.a. 
(Hrsg.), Soziologische Jurisprudenz, FS Teubner, 2009, S. 765 ff. 
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rung wurden Dokumentenanalyse, Expert/inn/eninterviews, vertiefende 
Fallstudien und Diffusionsanalyse eingesetzt (siehe 2. Kapitel). In den fol-
genden Kapiteln werden die Befunde zur Normgebung und -durchsetzung 
durch SDe präsentiert und die Hypothesen geprüft (3.-8. Kapitel). Die 
Normbildungs-, Implementations- und Diffusionsleistungen der fünf Dia-
logformen werden anhand des rechtlichen Prüfmaßstabs sozialstaatlicher 
Kriterien bewertet (siehe insbesondere 7. Kapitel). 

Im abschließenden Teil C werden regulierungstheoretische und rechts-
politische Schlussfolgerungen zum Wandel von Staatlichkeit durch trans-
nationale SDe gezogen. Überlegungen zur gebotenen staatlichen Flankie-
rung von Regelsetzung und -durchsetzung durch SDe im Bereich der 
Nichtdiskriminierung werden dargelegt. Perspektiven und Chancen für die 
Schaffung eines angemessenen europäischen Rechtsrahmens für die fünf 
SD-Formen werden ausgelotet.  
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Teil A: 
Formwandel von Staatlichkeit und fünf Formen transnationaler 
Sozialer Dialoge 

1. Kapitel: Erosion des nationalen DRIS und Bedeutungsgewinn  
transnationaler SD-Regulierung 

1.1 Das „Goldene Zeitalter“13 des nationalen DRIS im Arbeitsrecht 

Seit den Anfängen des modernen Wohlfahrtsstaats in Europa am Ende des 
19. Jahrhunderts prägen staatliche Schutznormen für abhängig Beschäftig-
te das Gebiet des Arbeitsrechts.14 In den ersten Jahrzehnten nach dem 
Zweiten Weltkrieg, dem „Goldenen Zeitalter“ des nationalen DRIS,15 
sorgten staatliche Interventionen und gewerkschaftliche Organisations- 
und Verhandlungsmacht16 für einen annähernden Ausgleich der in markt-
förmig organisierten Gesellschaften strukturell bedingten Machtasymmet-
rie in den Arbeitsbeziehungen.17  

____________________ 

13 Der englische Historiker Hobsbawm bezeichnete die drei Jahrzehnte nach dem 
Zweiten Weltkrieg, die in Europa durch Wirtschaftsaufschwung, Frieden und so-
zialen Ausgleich gekennzeichnet waren, als das kurze „Goldene Zeitalter“ des 
20. Jahrhunderts, vgl. Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme, 1995, S. 324 ff. 

14 Zu frühen staatlichen Schutznormen im Arbeitsrecht Nebe, Decent work und 
§ 618 BGB – klassisches Zivilrecht und moderne Arbeitsschutzkonzepte, in: 
Däubler/Zimmer (Hrsg.), Arbeitsvölkerrecht, FS Lörcher, 2013, S. 84 ff. 

15 Vgl. weiterführend zur „goldenen Ära“ des Wohlfahrtsstaats in Europa Nullmei-
er/Kaufmann, Post-War Welfare State Development, in: Castles/Leibfried et al. 
(eds.), The Oxford Handbook of the Welfare State, 2010, S. 83 ff. 

16 Siehe dazu Müller-Jentsch, Strukturwandel der industriellen Beziehungen, 2007, 
S. 36. 

17 Nach Sinzheimer ist das Arbeitsrecht durch die „Abhängigkeit“ in den Arbeits-
beziehungen gekennzeichnet, die wesentlich im Privateigentum des Arbeitgebers 
an den Produktionsmitteln, dem persönlichen Weisungsrecht und der Aneignung 
der Arbeitsprodukte des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber begründet ist. Vgl. 
Sinzheimer, Das Wesen des Arbeitsrechts (1927), in: Kahn-Freund/Ramm 
(Hrsg.), Hugo Sinzheimer, Arbeitsrecht und Rechtssoziologie. Gesammelte Auf-
sätze und Reden, Bd. I, 1976, S. 112 f. 
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Ungeachtet der Diversität nationaler Arbeitsrechtssysteme18 wurden eu-
ropaweit im tradierten DRIS Funktionen arbeitsrechtlicher Regulierung so-
wohl durch staatliche Akteure als auch durch Sozialpartner19 wahrgenom-
men.20 Für autonom erzeugte Normen21 standen dabei staatliche Durchset-
zungsgarantien zur Verfügung. Zwingende substanzielle und prozedurale 
öffentliche Regelungen22 umrahmten die selbstregulierenden Prozesse. Die 
rechtlichen Gewährleistungen von Streik und Arbeitskampf ermöglichten 
ausgewogene Verhandlungslösungen zwischen Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerseite. Eine effektive staatlich-gerichtliche Kontrolle stellte die Ge-
meinwohlverträglichkeit privatautonomer Ergebnisse sicher.23  

Sozialstaatliche Regulierung auf dem Gebiet der Antidiskriminierung 
entfaltete sich im kontinentaleuropäischen Raum relativ spät.24 Vornehm-
____________________ 

18 Die nationalen Arbeitsrechtsordnungen im europäischen Raum differieren je 
nach Gewichtung von staatlicher Regulierung und autonomer kollektivvertragli-
cher Normgebung. Dabei kann zwischen dem kontinentaleuropäischen Arbeits-
recht, das von gesetzgeberischer Intervention geprägt ist, dem britischen, nicht-
interventionistischen Recht und den skandinavischen Rechtsordnungen, die durch 
einen Vorrang kollektivvertraglicher Normgebung gekennzeichnet sind, unter-
schieden werden. Siehe hierzu weiterführend Schiek, Europäisches Arbeitsrecht, 
2007, S. 21 f.; Rebhahn, Das kollektive Arbeitsrecht im Rechtsvergleich, NZA 
2001, 763 ff. 

19 Mit dem Begriff der „Sozialpartnerschaft“, der in der deutschen Arbeitsrechts-
literatur geläufig ist, soll häufig der Kooperationsgedanke in den Beziehungen 
zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden betont werden. Er wird 
teilweise auch in Abgrenzung zu stärker konfliktuell geprägten industriellen Be-
ziehungen in anderen europäischen Ländern verwendet. Die Bezeichnung „Sozi-
alpartner“ wird dagegen im Rahmen dieser Arbeit wertungsneutral gebraucht und 
ist nicht mit bestimmten normativen Vorstellungen verbunden. 

20 Siehe näher zur nationalen DRIS-Konstellation im Arbeitsrecht Mückenberger/ 
Nebe, Formwandel von Staatlichkeit durch transnationalen Sozialen Dialog, 
ZIAS, a.a.O., 83 f. 

21 Zur Tradition des Autonomie – Gedankens im Arbeitsrecht Bercusson, Globalizing 
Labour Law: Transnational Private Regulation and Countervailing Actors in Euro-
pean Labour Law, in: Teubner (ed.), Global Law Without a State, 1997, S. 135. 

22 Substantielle Regelungen betreffen inhaltliche Arbeitsnormen wie Entgelt, Arbeits-
zeit, Arbeitsbedingungen, während prozedurale Regelungen v.a. Verfahrensregeln 
zur Arbeitnehmer/innen/beteiligung und zur Normbildung durch kollektive Akteure 
bezeichnen, vgl. dazu Müller-Jentsch, Strukturwandel, a.a.O., S. 11. 

23 Zum Erfordernis einer effektiven verfassungs- und fachgerichtlichen Vertrags-
kontrolle im Arbeitsrecht Nebe, Transnationalisierung des Arbeitsrechts – eine 
weitreichende Tradition von der IAO zu Europäischen Sozialen Dialogen, in: 
Calliess (Hrsg.), Transnationales Recht, a.a.O., S. 497 f. 

24  Vgl. zur frühen Entwicklung des Antidiskriminierungsrechts in den USA Thü-
sing, Arbeitsrechtlicher Diskriminierungsschutz, 2013, S. 5 f. 
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lich erst aufgrund zwingender EU-rechtlicher Vorgaben erfolgte eine um-
fassende Übernahme von Verantwortung für diskriminierungsschützende 
Normgebung und -durchsetzung durch den DRIS.25 

1.2 Wirtschaftliche Globalisierung  

Im Zuge der wirtschaftlichen Globalisierung der letzten Jahrzehnte ist die 
Konstellation des nationalen DRIS unter Druck geraten.26 Die verstärkte 
Internationalisierung der Produktionsbeziehungen, des Handels mit Waren 
und Dienstleistungen und der Finanzmärkte hat die Spielräume für natio-
nalstaatliche arbeitsrechtliche Normgebung und -durchsetzung verengt.27 
Befördert durch eine Liberalisierungs- und Deregulierungspolitik28 sieht 
sich soziale Regulierung einer „entgrenzten“ Ökonomie gegenüber, die ih-
re territoriale Bindung weitgehend abgestreift hat. Grenzüberschreitend 
agierende, multinationale Unternehmen29 haben an ökonomischer und an 
politischer Macht gewonnen und können sich durch Verlagerung von Pro-
duktionsstandorten in Zielregionen innerhalb und außerhalb Europas nati-

____________________ 

25 Die Konstellation des traditionellen nationalen DRIS auf arbeitsrechtlichem Ge-
biet ist nicht als zeitlich streng begrenzt zu verstehen. Die obigen Ausführungen 
sollen vielmehr dazu dienen, die Bedingungen für eine (annähernd) gemein-
wohlverträgliche durchsetzungsfähige soziale Normgebung zu veranschaulichen, 
die im Rahmen des nationalen DRIS gewährleistet waren. 

26 Vgl. weiterführend zu Umbruchprozessen auf dem Gebiet arbeitsrechtlicher Re-
gulierung Mückenberger, Lebensqualität durch Zeitpolitik. Wie Zeitkonflikte ge-
löst werden können, 2012, S. 32 ff.; Müller-Jentsch, Strukturwandel, a.a.O., 
S. 102 ff. Die ökonomische Globalisierung geht mit neuer arbeitsmarktbezogener 
Ungleichheit nach Geschlecht und anderen Differenzierungsmerkmalen einher; sie-
he dazu näher Young, Politik und Ökonomie im Kontext von Globalisierung. Eine 
Geschlechterkritik, in: Kreisky/Sauer (Hrsg.), Geschlechterverhältnisse im Kontext 
politischer Transformation, Politische Vierteljahresschrift 1998, S. 137-151. 

27  Siehe weiterführend zu Raum- und Zeitdimensionen der Globalisierung und 
Steuerungsverlusten für nationale Politikformulierung und -durchsetzung Jessop, 
Die Globalisierung des Kapitals und die Zukunft des Nationalstaats, in: Hirsch/ 
Jessop/Poulantzas, Die Zukunft des Staates, 2001, S. 153 ff. 

28 Vgl. etwa zur weltweiten Handelsliberalisierung im Rahmen der Welthandelsor-
ganisation (WTO) Hepple, Labour Laws and Global Trade, 2005, S. 131 ff. 

29 Vgl. zum Begriff des multinationalen Unternehmens die (häufig zitierte) Defini-
tion der OECD-Leitlinien für multinationale Unternehmen (2011), abrufbar un-
ter: <http://www.oecd.org/corporate/mne/48004323.pdf> (zuletzt abgerufen am 
17.8.2017). 


